
E
rwischt! Die Polizei in Over-
ton, US-Bundesstaat Texas, ist
zwei illegalen Geschäftsleuten

auf die Schliche gekommen. Andria
Green, 8 Jahre, und ihre Schwester
Zoey, 7 Jahre, hatten an der Straße
vor ihrem Wohnhaus einen selbst ge-
bastelten Getränkestand errichtet.
Die Schwestern verkauften Limo für
50 Cent pro Becher und Popcorntü-
ten für einen Dollar – bis die Polizei
eingriff. Das Betrügerduo war ohne
Verkaufsgenehmigung. 

Die Täter hätten wissen müssen,
dass in Texas noch Recht und Ord-
nung zählen. So ist es dort verboten,

Graffitis auf fremde Kühe zu sprü-
hen. Auch darf man vom zweiten
Stock eines Hotels keine Büffel er-
schießen, was genauso eine Strafe
mit sich zieht, wie in San Antonio der
Gebrauch von Augen und Händen
beim Flirten. Kinder, die illegal Wa-
ren absetzen, sind auch hierzulande
ein Pro-
blem, im
Fokus der
Ermittler ste-

hen Kinderflohmärkte. Oft liegen
zwar Quittungen der Standgebühr

vor, die Behörden kla-
gen jedoch über

Kinderarbeit.
Auch unlauterer

Wettbewerb
steht im
Raum, da
Standbe-
treiber ihre
Markenwa-

ren (Lego,
Playmobil,

Barbie) zu Pfen-
nigbeträgen,

sprich Dumpingpreisen anbieten.
Schwerer haben es die Ermittler,
wenn die Illegalen ihre Verkaufsde-
cken spontan in Wohngebieten aus-
breiten und genauso schnell ver-
schwinden, wie sie gekommen sind.

In Texas wehrt man sich gegen
den Vorwurf der Kinderfeindlich-
keit. „Im Gegenteil, wir handeln zum
Schutz der Kleinen“, so ein Sheriff.
Die Folge: Kinder unter zehn Jahren,
die einen Limostand betreiben, müs-
sen künftig eine Schusswaffe bei sich
tragen. (dg)

Unterm Strich
●

Recht und Ordnung 

●» untermstrich@schwaebische.de 

So ist es richtig: Kleine Limo-
standbetreiber sollten korrekt
gekleidet sein. FOTO: SHU

BERLIN - Während Bund und Länder
über Milliardenbeträge für die Un-
terbringung von Flüchtlingen strei-
ten, denkt die Wirtschaft an die
Chancen, die Hunderttausende Asyl-
bewerber für Deutschlands Unter-
nehmen in Zeiten des Fachkräfte-
mangels bedeuten könnten. „Viele
Menschen, die auf der Flucht vor
Krieg und Vertreibung zu uns kom-
men, werden längerfristig oder sogar
für immer bleiben“, erklärt Arbeitge-
berpräsident Ingo Kramer. „Es ist im

Interesse aller, alles zu tun, damit
sich diese Menschen zügig in den Ar-
beitsmarkt integrieren können.“ 

Auch DIHK-Präsident Eric
Schweitzer fordert im Gespräch mit
der „Schwäbischen Zeitung“ mehr
Chancen für Asylbewerber. „Ganz
wichtig ist, dass schutzbedürftige
Flüchtlinge möglichst schnell Zu-
gang zu Sprachkursen bekommen,
denn ohne Sprachkenntnisse helfen
auch leichtere Zugangswege in den
Arbeitsmarkt nicht“, erklärte
Schweitzer am Montag. Die großen
Wirtschaftsverbände und die Bun-

desagentur für Arbeit wollen die
Chancen von Flüchtlingen verbes-
sern und setzen auf eine Einigung
beim Spitzengespräch von Kanzlerin
Angela Merkel (CDU) und den Mi-
nisterpräsidenten am Donnerstag in
Berlin. Der Daimler-Konzern hatte
gefordert, Flüchtlingen schon nach
einem Jahr in Deutschland eine Ar-
beitserlaubnis zu erteilen. 

Seit Kurzem sind nur noch drei
statt neun Monate Wartezeit bis zur
Übernahme eines Jobs vorgesehen.
Geprüft wird dann, ob Arbeitslose
aus Deutschland oder anderen EU-

Ländern für die betreffende Stelle
auch infrage kämen. Nach 15 Mona-
ten Aufenthalt entfällt auch diese
Prüfung. Ohne Kernntnisse der deut-
schen Sprache sind die Chancen von
Flüchtlingen auf Arbeit aber gering. 

Nach Angaben der Bundesagen-
tur für Arbeit werden derzeit rund
366 000 Erwerbsfähige aus Asyllän-
dern von Vermittlern zumeist in den
Jobcentern betreut. Das waren 49
000 oder 16 Prozent mehr als noch im
Vorjahr. Mehr als die Hälfte des An-
stiegs entfalle auf Syrer. ● LEITARTI-
KEL/SEITE 4

Die Wirtschaft braucht Flüchtlinge 

Von Rasmus Buchsteiner
●

Vor Spitzengespräch bei Kanzlerin fordern Arbeitgeber schnelle Integration 

D
ie deutsche Wirtschaft will
Flüchtlinge leichter in Arbeit
bringen. Diese Nachricht

wird dumpfe Stammtischschwätzer
wieder zur Höchstform auflaufen
lassen. Solche nämlich, die meinen,
ihren unreflektierten Frust über
sich selbst und die vermeintliche
Ungerechtigkeit in dieser Welt in
Form von orthografisch schwachen
Leserbriefen äußern zu müssen. 

Es sind solche Staatsangehörige,
die unabhängige Journalisten, die
für Flüchtlinge einen offenen Zu-
gang zum Arbeitsmarkt fordern, als
„blinde, hirnkranke Schmierfinken“
beschimpfen. Die unzureichenden
Argumente dieser Kritiker lauten:
Asylbewerbern gehe es bei uns bes-
ser als deutschen Staatsangehöri-
gen, Flüchtlinge würden den Deut-
schen Arbeit und Wohnung weg-
nehmen und das, obwohl sie doch in
ihren Heimatländern nur Eselskar-
ren gezogen hätten. Deutsche
Staatsdiener würden es nicht mal
auf die Reihe bringen, deutsche
Fachkräfte in Arbeit zu bringen.

Schluss damit. Es ist höchste Zeit,
dass arbeitswillige und arbeitsfähige
Flüchtlinge zügig in den Arbeits-
markt integriert werden mit Sprach-
kursen, Ausbildung, Anerkennung
ihrer Berufs- und Studienabschlüsse
und Arbeitserlaubnissen. Süd-
deutschland mit seinen vielen offe-
nen Stellen darf es sich nicht leisten,
diese Chance zu versäumen.

Alle gewinnen, keiner verliert.
Wer vor Krieg und Vertreibung im
Heimatland geflohen ist und den
Schock überwunden hat, wird dank-
bar sein, in der neuen Heimat eine
Aufgabe zu finden und sein Leben
selbst wieder in die Hand zu nehmen
– anstatt von deutschen Ämtern ab-
hängig zu sein oder sich auf illegale
Weise zu beschäftigen. Es ist ein Ge-
ben und Nehmen: Fördert das Sys-
tem die Jobchancen der Flüchtlinge,
können diese wiederum das System
stützen – auch als Steuerzahler. 

Es steht jedem unzufriedenen
Deutschen frei, Verantwortung für
sich selbst zu tragen anstatt den Kopf
in den Sand zu stecken und die Schuld
für eigenes Scheitern bei anderen zu
suchen. An der Willkommenskultur
müssen manche Bürger noch arbeiten
– oder besser erstmal an sich selbst.

Leitartikel
●

Von Tanja 
Schuhbauer 

●» t.schuhbauer@schwaebische.de

Alle gewinnen,
keiner verliert

BRÜSSEL (dpa) - Im festgefahrenen
griechischen Schuldenstreit sieht
die Europäische Zentralbank (EZB)
Athen am Zug. Der Ball liege jetzt im
Feld der griechischen Regierung,
sagte EZB-Präsident Mario Draghi
am Montag vor dem Wirtschafts-
und Währungsausschuss des EU-
Parlaments in Brüssel. 

Es sei eine „starke und umfassen-
de“ Vereinbarung zwischen dem
hoch verschuldeten Euroland und
seinen Geldgebern nötig – „und wir

brauchen diese sehr bald“, sagte
Draghi. Die EZB tue alles, um einen
Abschluss zu erleichtern. Nachdem
am Wochenende Vermittlungsbe-
mühungen der EU-Kommission er-
folglos geblieben waren, läuft die
Zeit davon. Das bereits zweimal ver-
längerte Hilfspaket läuft Ende Juni
aus. Dann droht dem Land die Staats-
pleite. Die Verhandlungen drehen
sich um die letzte Tranche des noch
laufenden Programms in Höhe von
7,2 Milliarden Euro. ● SEITE 4

EZB sieht Athen am Zug
Draghi will Staatsbankrott vermeiden helfen

schwaebische.de/tierumfrage: Wildtiere in Zirkussen verbieten? ● RegioTV: Das aktuelle Journal um 18 Uhr

BREMEN/RAVENSBURG (dpa/sz) -
Immer häufiger muss die Bundespo-
lizei eingreifen, weil Teenager sich
für ein Foto in Lebensgefahr bege-
ben: Vor allem Mädchen wagen sich
auf Bahngleise und machen dort Bil-
der von sich selbst, sogenannte Sel-
fies. Die Motive landen oft in Online-
Netzwerken wie Facebook und die-
nen als Beleg für Mutproben oder
Freundschaftsbeweise. Zuletzt starb
bei Bremen ein Mädchen, auch in
Stuttgart und München gab es jüngst
solche Zwischenfälle. ● SEITE 9

In Todesgefahr für
ein Facebook-Foto

Nach den Regenfällen und Überflutungen vom
Sonntag, so wie auf unserem dpa-Bild aus

Oberstdorf, haben an vielen Orten in Baden-
Württemberg und Bayern die Aufräumarbeiten

begonnen. Wie es in Oberstdorf und andernorts
aussieht, lesen Sie auf ● SEITE 3

Schwere Schäden im Südwesten 

16° bis 20°C
Ein stabiles Hoch ist
noch nicht in Sicht

Wetter
●

Börse
●

DAX: - 1,89 %
Aktuell: 10 984,97 | Vortag: 11 196,49

Größte Luftfahrt-
messe
mit
Show in
Paris er-
öffnet.
Seite 7

Heute lesen Sie
●

●

BERLIN (sal) - Das Bundesamt für Si-
cherheit in der Informationstechnik
(BSI) soll nach Ansicht von Unions-
Fraktionschef Volker Kauder dem
Bundestag helfen, sich gegen Ha-
ckerangriffe zu schützen. „Für mich
ist das eine Selbstverständlichkeit,
dass die, die das am besten können,
auch für uns da sind“, sagte Kauder
der „Schwäbischen Zeitung“. 

Das BSI ist für die IT-Sicherheit
der Bundesregierung und der Bun-
desbehörden zuständig. Die Grünen

äußern Bedenken gegen den Schutz
des Bundestags durch das BSI. Der
netzpolitische Sprecher der Frakti-
on, Konstantin von Notz, meinte, na-
türlich könne man sich beim BSI Rat
holen. Doch man müsse die Gewal-
tenteilung beachten. Der Bundestag
brauche eigene Institutionen zu sei-
nem Schutz. Viele Abgeordnete füh-
len sich nach dem Hackerangriff
nicht mehr sicher. Von einem „ungu-
ten Gefühl“ spricht der SPD-Abge-
ordnete Martin Gerster. ● POLITIK

Kauder will Schutz vom Bund
Was Südwest-Abgeordnete gegen Hackerangriffe tun 

MANNHEIM (dpa) - Die baden-würt-
tembergische Landesregierung for-
dert ein Verbot von Elefanten im Zir-
kus. Die Bundesregierung müsse nun
handeln, auch andere Bundeslän-
dern seien für ein solches Verbot,
sagte eine Sprecherin des Ministeri-
ums für den ländlichen Raum am
Montag. Am Samstag war die Elefan-
tenkuh Baby im Neckar-Odenwald-
Kreis aus einem Zirkus entkommen
und hatte einen Spaziergänger getö-
tet. Sie wurde am Montag in einem
Tierpark untergebracht. ● SEITE 9

Verbot für Elefanten
im Zirkus gefordert

●
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BERLIN (sz) - Kanzlerin Angela Mer-
kel (CDU) erwägt, mehr finanzielle
Mittel für den Ausbau der Elektro-
mobilität zur Verfügung zu stellen.
Dies gab sie auf der Konferenz zur
Elektromobilität am Montag in Ber-
lin zu verstehen. Erklärtes Ziel der
Bundesregierung ist es, bis 2020
mindestens eine Million Elektrofahr-
zeuge auf deutsche Straßen zu brin-
gen. Bislang sind es allerdings nur
knapp 30 000. Woran das liegt und
welche Lösungsansätze diskutiert
wurden, lesen Sie auf ● SEITE 8

Mehr Geld für
Elektroautos
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Angeklagter gesteht Tankstellenüberfälle
34-Jähriger vom Vorwurf der vorsätzlichen
Körperverletzung freigesprochen. Seite 19 

Mehlsack bleibt weiter gesperrt
Brandschutzvorgaben beim Ravensburger
Wahrzeichen noch nicht erfüllt. Seite 15
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